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nicht der Fall. Dann ist mit dem festgestellten Abstim-
mungsergebnis der Einzelplan 14 in zweiter Le-
sung angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 08 
Ministerium für Heimat, Kommunales, Bauen 
und Wohnen 

 

a) Kommunales, GFG 

In Verbindung mit: 

Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des 
Landes Nordrhein-Westfalen an die Ge-
meinden und Gemeindeverbände im Haus-
haltsjahr 2020 (Gemeindefinanzierungsge-
setz 2020 – GFG 2020) und zur Änderung 
des Stärkungsgesetzes 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat für 
die SPD-Fraktion Herr Kollege Kämmerling das 
Wort. 

Stefan Kämmerling (SPD): Vielen Dank, Frau Prä-
sidentin. – Meine Damen und Herren! Herr Déus, 
Herr Höne und Frau Scharrenbach werden jetzt 
gleich etwas ausführen zu den Themen „Kommunal-
freundlichkeit“ und „echte Verbundsätze“, zum Volu-
men und dazu, was alles ein Erfolg der Mehrheit hier 
im Haus sei. 

Ich will versuchen, im Vorgriff auf diese drei Reden 
schon einmal eine Bewertung zum GFG vorzuneh-
men: Nach meiner Auffassung ist das GFG 2020 kein 
großer Wurf. 

Ich will beginnen mit der Aufwands- und Unterhal-
tungspauschale – einer Erfindung von Frau Schar-
renbach und der Mehrheit hier im Haus.  

Diese Erfindung ist gegriffen und systemfremd. Die 
Pauschale wird jetzt auch noch überproportional an-
gehoben. Sie folgt dem Prinzip, dass finanzstärkere 
gegenüber finanzschwächeren Kommunen bevor-
zugt werden. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Das sehe nicht nur ich so. Ich darf mich eines Gut-
achters, Herrn Holler vom Städtetag Nordrhein-
Westfalen, bedienen und aus der Anhörung zitieren: 

„Die Aufwands- und Unterhaltungspauschale ist 
im GFG systemfremd, weil sie zum einen finanz-
kraftunabhängig ist, auf der anderen Seite aber 
nicht zweckgebunden.“ 

Herr Holler spricht in diesem Zusammenhang von ei-
nem Umverteilungsvehikel. Ich glaube, damit ist das, 
was Sie da erfunden haben, treffend beschrieben. 

Zum Thema Einwohnergewichtung haben Sie, 
meine Damen und Herren von CDU und FDP, hier 
am Pult, aber auch im Ausschuss in den vergange-
nen Monaten viele Reden geschwungen. Dann ha-
ben Sie ein Gutachten in Auftrag gegeben. Dann ha-
ben Sie angekündigt, Sie würden die Grunddaten ak-
tualisieren. – Passiert ist aber bis heute nichts. 

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Auch hier ist wieder interessant, einmal in die Anhö-
rung zu schauen. Auch da darf ich wieder einen der 
Gutachter zitieren:  

„Man kann, wenn man will, so lange Gutachten in 
Auftrag geben, bis man das politisch gewünschte 
Ergebnis erzielt. Die Frage ist, ob man sich damit 
einen Gefallen tut und ob man damit auch diesem 
Instrument der finanzwissenschaftlichen Begut-
achtung des GFG einen Gefallen tut.“ 

Schöner kann ich das auch nicht beschreiben, als 
der Sachverständige des getan hat. 

Ich komme zum Thema „Hebesätze“. Auch bei die-
sem Thema bleiben Sie sich treu. Sie nehmen auch 
2020 wieder künstliche Abschlagsregelungen vor. 
Argumente dafür gibt es keine. Das sehen auch alle 
kommunalen Spitzenverbände so, aber auch hier 
lassen Sie sich von Expertise nicht beeindrucken. 

Das GFG kann man mit Blick auf die Kommunen 
nicht isoliert diskutieren. Darum will ich etwas zum 
Flüchtlingsaufnahmegesetz ausführen. Im Dezem-
ber 2015 hat Rot-Grün mit den kommunalen Spitzen-
verbänden die Umstellung auf eine echte Kopfpau-
schale vereinbart. Es folgte dann das allen bekannte 
Gutachten von Professor Lenk.  

Seit 2018 sind den Kommunen mindestens 300 Mil-
lionen Euro entgangen. Die befinden sich nicht in Ih-
rem Landeshaushalt, für den Sie sich hier heute und 
in den vergangenen Tagen so gefeiert haben. 

Die Kommunen selber sagen, dass sie 70 % der 
Flüchtlingskosten selbst tragen und das Land nur 
30 % ersetzt. Dem können Sie, meine Damen und 
Herren, hier nicht viel entgegenhalten. Es müssen 
jetzt dringend rückwirkend die FlüAG-Sätze angeho-
ben werden.  

In dem Zusammenhang kommen wir auch nicht um-
hin, einmal auf das zu blicken, was meinem Kollegen 
Ibrahim Yetim gestern von Herrn Stamp entgegnet 
wurde. Es ging um eine Pressemitteilung des 
Städte- und Gemeindebunds zu dem Thema. Dazu 
sagte Herr Stamp, da hätte er die Veranstaltung, auf 
der die Pressemitteilung beruht, anders verstanden. 
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Deswegen habe ich mir die Pressemitteilung noch 
einmal herausgesucht. Der Städte- und Gemeinde-
bund berichtet gestern in einer Pressemitteilung über 
den Besuch von Herrn Stamp. Der Hauptgeschäfts-
führer Dr. Schneider führt in der Pressemitteilung 
Folgendes aus: „Derzeit haben wir es mit einer Lücke 
in Höhe von jährlich mindestens 750 Millionen Euro 
zu tun“.  

(Zuruf von der SPD: Genau! So ist das!)  

Und ich zitiere Herrn Dr. Schneider weiter:  

„Schon ein ganzes Jahr lang stellt sich das Land 
taub und ignoriert das Ergebnis eines selbst in 
Auftrag gegebenen Gutachtens der Universität 
Leipzig: Schwarz auf weiß ist dort nachzulesen, 
dass Städte und Gemeinden für jeden einzelnen 
Geflüchteten jährlich 2.500 Euro mehr bezahlen, 
als sie vom Land zurückbekommen.“ 

Und dann führt er fort:  

„Das Land muss zu seinen Zusagen stehen und 
die Kosten rückwirkend zum 1. Januar 2018 voll-
ständig erstatten.“ 

Ich darf Sie noch einmal an Ihre eigene Kritik erin-
nern, als Sie noch Opposition waren, an das, was Sie 
zu Beginn Ihrer Regierungsverantwortung … 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Stefan Kämmerling (SPD): … der kommunalen Fa-
milie versprochen haben. Wenn Sie sich nicht selber 
Lügen strafen wollen, 

(Zuruf von der CDU – Gegenruf von Michael 
Hübner [SPD]) 

dann müssen Sie entweder aufhören, davon zu be-
richten, dass Sie kommunalfreundlich handeln wür-
den, oder es dann endlich wirklich tun. Bis hierhin. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Kämmerling. – Für die CDU-Fraktion 
spricht jetzt Herr Kollege Déus. 

(Zuruf von der CDU – Michael Hübner [SPD]: 
Das richte ich gerne aus!) 

Guido Déus*) (CDU): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr verehrte 
Gäste, auch wenn uns die meisten schon verlassen 
haben! Wir beraten seit gestern den Landeshaushalt 
für das Jahr 2020 in zweiter Lesung, und ich hoffe, 
Sie haben auch noch ein Ohr für den Kommunal-
haushalt. 

Unsere Landesregierung hat einen Haushalt mit ei-
nem Gesamtvolumen von rund 80 Milliarden Euro 
vorgelegt, der keine neuen Schulden enthält und die 
Maxime der schwarzen Null beibehält. Das ist finanz- 
und haushaltspolitisch verlässlich, es ist seriös und 
auch generationengerecht.  

Mit dem Einzelplan 08 und dem Gemeindefinanzie-
rungsgesetz, kurz: GFG, setzen wir zwei Schwer-
punkte: Wir entlasten die Bürgerinnen und Bürger – 
dazu gleich noch mehr –, und wir setzen einen ver-
lässlichen Rahmen für die kommunale Familie in un-
serem Land, damit sie seriös wirtschaften kann, sich 
Städte und Gemeinden weiterentwickeln und für die 
Zukunft rüsten können. 

(Beifall von Bodo Löttgen [CDU] – Christian 
Dahm [SPD]: „Vereinzelt Beifall von Bodo Lött-
gen“ kommt ins Protokoll!) 

Die kommunale Familie in NRW wird 2020 stolze 
12,8 Milliarden Euro und damit nahezu 440 Millionen 
Euro mehr als in 2019 erhalten. Damit stehen den 
Kommunen rund 2,2 Milliarden Euro mehr Finanzmit-
tel aus der Gemeindefinanzierung zur Verfügung als 
im Jahr 2017, als wir die Regierung übernommen ha-
ben.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Zur Erinnerung: Bei der Regierungsübernahme hatte 
die NRW-Koalition einen maroden Landeshaushalt 
und eine Neuverschuldung von über 1,6 Milliarden 
Euro vorgefunden. Das war Faktenlage im Mai 2017 
und das Erbe der rot-grünen Landesregierung, das 
wir übernommen haben. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Michael Hüb-
ner [SPD] – Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE]) 

Seit der Regierungsübernahme und erst recht mit der 
Gemeindefinanzierung 2020 erhält die kommunale 
Familie in NRW endlich wieder Rahmenbedingungen 
und auch Möglichkeiten, die die Bezeichnung wirk-
lich verdienen. Unsere Kommunen benötigen diese, 
um für die Menschen vor Ort nach Jahren des Still-
stands unter Rot-Grün wieder verlässlich planen und 
aktiv gestalten zu können. 

Hierzu zählen Themen wie Kindertagesstätten und 
Schulen, Wasserversorgung, öffentlicher Nahver-
kehr, Kultur, Sport, Feuerwehr, Rettungsdienst, Stra-
ßenbau, Radwege und vieles mehr. Zu diesen The-
men haben meine Kolleginnen und Kollegen sich 
heute schon deutlich geäußert. 

Die Konjunktur in NRW hat sich stabilisiert. Die Be-
schäftigung wächst schneller als in Deutschland ins-
gesamt, bestätigt das gerade veröffentlichte Gutach-
ten des Leibniz-Instituts für Wirtschaftsforschung. 
NRW-Kommunen profitieren von den durch uns 
deutlich erhöhten Schlüsselzuweisungen.  
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Was heißt das im GFG konkret? An Schlüsselzuwei-
sungen stellen wir insgesamt 10,8 Milliarden Euro 
zur Verfügung, an pauschalierten Zuweisungen fast 
2 Milliarden Euro und für Sonderbedarfe über 37 Mil-
lionen Euro.  

(Zuruf von Michael Hübner [SPD]) 

Die Aufwands- und Unterhaltungspauschale in Höhe 
von 130 Millionen Euro ist eben schon angesprochen 
worden. Sie ist keineswegs systemfremd oder spricht 
gegen das bisherige System. Das haben uns die An-
hörungen gezeigt. Die Sachverständigen haben das 
in ihrer überwiegenden Mehrheit nicht als system-
fremd angesehen. – Es ist falsch, Herr Kämmerling, 
was Sie gerade gesagt haben. 

(Beifall von der CDU) 

Zudem werden wir die Schul-, Bildungs- und Sport-
pauschale deutlich erhöhen. Wir haben eine Öffnung 
der Schul- und Bildungspauschale für konstruktive 
Digitalisierungsbedarfe eingesetzt, und über den 
Aufwuchs hinaus haben wir diese auch noch gegen-
seitig deckungsfähig gemacht. Das bedeutet Freiheit 
und Vertrauen für und in die kommunale Familie. 

(Beifall von der CDU – Michael Hübner [SPD]: 
Jetzt wird es langsam albern!) 

Das GFG beinhaltet erstmals seit 2006 wieder echte 
23 % der Einnahmen des Landes aus seinem Anteil 
an Körperschafts-, Einkommen- und Umsatzsteuer. 
Wir haben den rot-grünen unfairen Kommunalsoli er-
satzlos gestrichen.  

(Zuruf von der SPD: Was war denn da unfair?) 

Betrachtet man die allgemeinen Deckungsmittel und 
die eigene Finanzkraft, bedeutet das im Ergebnis, 
dass keine unserer Städte und Gemeinden an Fi-
nanzkraft verlieren werden. Nicht nur das: In NRW 
standen der kommunalen Familie noch niemals zu-
vor derart hohe Finanzmittel zur Verfügung.  

(Michael Hübner [SPD]: Das ist doch keine 
Entscheidung von Ihnen!) 

Sie erwarten sicherlich auch das Thema „Kommunal-
abgabengesetz und Anliegerbeiträge“. Da will ich Sie 
nicht enttäuschen. In NRW werden die Bürgerinnen 
und Bürger zukünftig massiv entlastet werden.  

(Zuruf von der SPD: Die feiern gerade alle!) 

Obwohl als Land eigentlich nicht für kommunale 
Straßen zuständig, nehmen wir jährlich 65 Millionen 
Euro in die Hand. Das sind 65 Millionen Euro mehr, 
als Sie in Ihrer Regierungszeit zur Verfügung gestellt 
haben, liebe SPD und Grüne. Kein Bürger in NRW 
wird zukünftig mit mehr als maximal 40 % der Kosten 
als Anlieger belastet, viele mit weit weniger.  

Unsere Koalition verfolgt seit 2017 einen haushalts- 
und finanzpolitisch unverkennbaren und verlässli-
chen Kurs. Die NRW-Koalition aus Christdemokraten 

und Freien Demokraten hat der kommunalen Ebene 
endlich wieder den Stellenwert eingeräumt, der ihr 
verfassungsrechtlich zugewiesen und garantiert ist. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Déus. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht Herr Kollege Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In keinem ande-
ren Bereich ist die Landesregierung so an ihren Maß-
stäben gescheitert wie im Bereich der Kommunen. 
Die Kommunen sind die großen Verlierer dieser 
CDU/FDP-Landesregierung.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich will das sehr deutlich machen. Sie verpassen es 
an allen wichtigen Punkten, die Aufgaben der Zu-
kunft zu lösen. 

Thema „Altschulden“: Es ist fast schon verheerend, 
wie die Ministerin hier immer wieder nach dem Bund 
ruft. Die Konzepte liegen auf dem Tisch. Sie ver-
steckt sich hinter Herrn Scholz, macht noch eine Ver-
anstaltung in Berlin, für die 90 Leute von NRW nach 
Berlin transportiert werden, und es kommt kein Milli-
meter Fortschritt zustande. Das ist erbärmlich, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD)  

Eigentlich müssten wir schon viel weiter sein. Die 440 
Millionen Euro, die für den Stärkungspakt im Haus-
halt stehen, hat der Finanzminister offensichtlich 
schon für sich einkassiert. In der Mittelfristigen Fi-
nanzplanung findet sich kein Cent zur Entschuldung 
der Kommunen mit besonders hoher Verschuldung. 
Das ist die Wahrheit über den Landeshaushalt in 
Richtung Kommunen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wissenschaftlich durchgerechnet und belegt ist, 
dass in Krisenphasen Städte mit besonders hohen 
Sozialleistungen noch mehr unter den Disparitäten 
leiden. Im Ruhrgebiet – es wundert nicht, dass die 
CDU dort wenig leistet – sind leider viel zu wenige 
Abgeordnete unterwegs. Sie machen ihren Job 
schlicht nicht. 

Habe ich das richtig verstanden, Herr Kollege 
Schrumpf? Ich bitte hier um Aufklärung, ob das wahr 
ist. Gestern haben wir in Bezug auf die Integrations-
pauschale ein Schauspiel erlebt. Ich habe den Ein-
zelplan 20 extra mitgebracht. Kein einziger Cent wird 
von der Landesregierung an die Kommunen weiter-
geleitet. Das ist der heutige Stand nach der zweiten 
Lesung. Das ist die Wahrheit. So sieht es hier in 
Nordrhein-Westfalen aus. 



Landtag   28.11.2019 

Nordrhein-Westfalen 105 Plenarprotokoll 17/74 

 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir haben nach der Entwicklung gefragt – und damit, 
Frau Ministerin, komme ich zum nächsten Punkt –, 
was Kommunen und Land betrifft.  

Zunächst zum Flüchtlingsaufnahmegesetz: Das 
Land Nordrhein-Westfalen gibt 2 Milliarden Euro we-
niger für die Unterbringung und Integration von Ge-
flüchteten aus. 2 Milliarden Euro! Und Sie erzählen 
den kommunalen Kämmerern, wir müssten noch mal 
nachrechnen, ob wir sie entlasten können. Die Finan-
zierungslücke bei den Kommunen beträgt pro Jahr 
750 Millionen Euro.  

Herr Kollege Schrumpf, wissen Sie, was das für Es-
sen bedeutet? Das sind, je nach Verteilung, 30 bis 50 
Millionen Euro. Das entspricht der zweifachen 
Menge des Sportetats. Die zweifache Summe des 
Sportetats enthält diese Landesregierung der Stadt 
Essen vor, und Sie sagen auch noch Ja dazu. Was 
sich hier in Nordrhein-Westfalen abspielt, ist aben-
teuerlich. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Fa-
bian Schrumpf [CDU]: Sie werden trotzdem 
nicht Oberbürgermeister! – Zuruf von der 
CDU: Das ist eine Wahlkampfrede!) 

– Ach, das ist eine Wahlkampfrede? Das werde ich 
den Menschen in Essen und im übrigen Land berich-
ten. Es ist also eine Wahlkampfrede, wenn ich Ihnen 
sage, dass Sie Ihre Versprechen nicht einhalten, 
dass Sie hier mit großem Getöse angetreten sind 
und keinen einzigen Cent weiterleiten? Das ist doch 
die Wahrheit. Das hat mit Wahlkampfrede nichts zu 
tun, sondern mit Wahrhaftigkeit und Glaubwürdigkeit 
der Landesregierung. Sie machen sich zum Hand-
langer, weil Sie diesen Haushalt beschließen wer-
den, liebe Kolleginnen und Kollegen von CDU und 
FDP. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Klaus Voussem [CDU]: Das tun wir auch!) 

Ich möchte ausdrücklich zustimmen, was die As-
pekte der Strukturierung des GFG anbetrifft. Die Auf-
wandspauschale ist sachfremd. Sie gehört dort nicht 
hinein. Wir bräuchten 130 Millionen Euro, um die Dis-
paritäten im Krisenfall abbauen zu können. 

Frau Ministerin, ich wiederhole: Wenn wir als Land 
mit der höchsten Altverschuldung Deutschlands – 
diese macht 60 % des Kassenkreditvolumens aus – 
jetzt nicht anfangen, ein Konzept auf den Tisch zu 
legen und den Bund damit unter Druck zu setzen, 
wird nichts passieren. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das wird dazu füh-
ren, dass die Stärkungspaktkommunen, aber auch 
andere Städte wie Dortmund oder Bonn, die hohe 
Kassenkreditvolumina haben und zunehmend in 
Schwierigkeiten geraten, in der Krisenphase vor dem 

Bankrott ihrer Haushalte stehen, weil das Land nicht 
handelt. 

Deswegen ist heute ein finsterer Tag für die Kommu-
nen, und ich wette, Herr Kollege Schrumpf, dass Sie 
Druck bekommen werden, auch hier von den Kom-
munen. Wenn Sie, die Koalitionsfraktionen, es nicht 
schaffen, zur dritten Lesung – und das ist das Min-
deste, von dem ich ausgehe – 150 Millionen Euro bei 
der Integrationspauschale nachzusteuern – dann 
fehlen immer noch 750 Millionen Euro für die Kosten 
im Rahmen des Flüchtlingsaufnahmegesetzes –, 
dann ist das ein ziemlich klarer Offenbarungseid. 

Aber hören Sie bitte auf, zu sagen, Sie würden Geld 
für die Integrationspauschale an die Kommunen wei-
terleiten. Denn das, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ist eine schlichte Lüge. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Mostofizadeh. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Herr Kollege Höne. 

Henning Höne (FDP): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Herr Kollege Mostofizadeh, 
man kann inhaltlich durchaus unterschiedlicher Mei-
nung sein. Fraglich ist, ob diejenigen, die die eigene 
Meinung nicht teilen, gleichzeitig Handlanger ande-
rer sind statt frei gewählte Abgeordnete. Über den 
Stil dieses Ausdrucks sollten Sie vielleicht noch ein-
mal in Ruhe nachdenken. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE]: Stellen Sie es doch 
klar!) 

Meine Damen und Herren, nach dem Regierungs-
wechsel 2017 hat die NRW-Koalition eine Kurskor-
rektur in der Kommunalpolitik eingeleitet, und dieser 
korrigierte Kurs wird mit dem Gemeindefinanzie-
rungsgesetz 2020 auch fortgesetzt. 

Der Kommunalsoli ist eben schon angesprochen 
worden. Das war das Stichwort für den Kollegen 
Hübner, der sofort gefragt hat, was daran unfair ge-
wesen sei. Ich kann Ihnen sagen, was daran unfair 
war:  

(Michael Hübner [SPD]: Ja, bitte!) 

Kommunen haben 90 Millionen Euro aus größten-
teils nicht ausgeglichenen Haushalten gezahlt, weil 
sie vermeintlich im Überfluss gelebt haben. 

(Michael Hübner [SPD]: Monheim, oder was?) 

Das ist keine echte Solidarität, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Michael 
Hübner [SPD]: So wie Monheim!) 
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Die Vorwegabzüge zur Finanzierung des Stärkungs-
paktes sind angesprochen worden. Sie wissen, dass 
die Freien Demokraten zumindest die erste Stufe des 
Stärkungspaktes mitgemacht haben, diese über-
haupt erst ermöglicht haben, wie ich mit Blick auf die 
Kollegen, die hier von 2010 bis 2012 gesessen ha-
ben, sagen darf. Wir halten auch fest, dass die Hälfte 
der Summe, die in den Stärkungspakt gekommen ist, 
kein Geld des Landes war, sondern Geld der kom-
munalen Familie. 

Man hört immer Aussagen wie: Wie viel ist das, wenn 
die Vorwegabzüge weg sind, wenn solch ein Kom-
munalsoli da ist? Das ist alles gar nicht so viel. Das 
ist alles gar nicht so schlimm. 

Ich kann Ihnen sagen, wohin das führt: Aus den Jah-
ren 2018, 2019 und 2020 kommen fast 700 Millionen 
Euro zusammen, und das hat nichts damit zu tun, 
dass die Steuereinnahmen gestiegen sind und dass 
jetzt auch die Kommunen ohne ihr Zutun davon pro-
fitieren. Nein, das sind Entscheidungen, die von die-
ser Landesregierung getroffen worden sind. Diese 
vielen Hundert Millionen Euro wären nicht in der kom-
munalen Familie gelandet, wenn es keinen Regie-
rungswechsel gegeben hätte. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Was so technisch klingt, diese „echten“ 23 % vom 
Verbundsatz, das hat für mich schon eine größere 
Bedeutung. Ich will jetzt gar nicht in die Frage einstei-
gen, wer wann wo was beim Verbundsatz abgesenkt 
hat. Der Punkt ist doch: Wenn wir uns hier im Hause 
einig sind, dass die kommunale Familie langfristig 
insgesamt finanziell wieder gestärkt werden soll, 
dann ist es ein richtiger Zwischenschritt, auch wieder 
bei „echten“ 23 % zu sein. Denn damit ist eine politi-
sche Hürde eingezogen. Damit verbinde ich auch 
das Ziel, davon nicht wieder abzurücken. 

Im Gegenteil: Ich persönlich würde mir wünschen – 
und das gilt wahrscheinlich fraktionsübergreifend für 
viele Kolleginnen und Kollegen –, dass der Weg 
langfristig eher wieder in die andere Richtung führt, 
nämlich nach oben.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die NRW-Koalition 
stärkt auch weiterhin die Investitionsfähigkeit der 
Kommunen; die gegenseitige Deckungsfähigkeit ist 
eben auch angesprochen worden. 

Zur Investitionspauschale möchte ich kurz etwas sa-
gen. Ich darf Herrn Professor Döring aus Darmstadt 
zitieren, der in der Anhörung auf die Frage, ob diese 
Pauschale nicht systemwidrig sei, sagte – ich zitiere 
mit Genehmigung der Präsidentin –: 

„Warum sollte sie systemwidrig sein? Dann sind 
alle Pauschalen im GFG oder auch die Sonder-
bedarfe systemwidrig …“ 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Meine Damen und Herren, in aller Kürze: Wir haben 
die Altschuldenproblematik im Blick. Sie können 
noch so oft behaupten, dass das nicht so sei, aber 
das ändert nichts an der Tatsache, also dem 

(Monika Düker [GRÜNE]: Im Blick behalten 
reicht aber nicht!) 

Koalitionsvertrag, den Debatten hier und Weiterem. 

Ich möchte noch einmal Folgendes ganz deutlich sa-
gen – da appelliere ich in aller Ernsthaftigkeit an alle 
hier im Haus vertretenen Fraktionen –: Sie handeln 
hier nach dem Oppositionsmantra „höher, schneller, 
weiter“. Das ist ja das Glück der Opposition: Mit die-
sen drei Worten  

(Regina Kopp-Herr [SPD]: Da kennen Sie sich 
aus, nicht wahr?) 

können Sie eine Haushaltsdebatte über zwei Tage 
führen. Sie wollen die Landesregierung in die Pflicht 
nehmen. Das ist völlig in Ordnung. Denn ohne die 
Landesregierung wird es nicht gehen. 

Wenn Sie hier fordern, die Landesregierung müsse 
mehr tun, dann wird Folgendes passieren: Wir kön-
nen in das Boot, das langsam vollläuft, um einmal ein 
solches Bild zu nutzen, noch so viel Pumpen stellen, 
ich hätte gern vom Bund das Material, um die Löcher 
zu stopfen. Dieses Material fehlt im Moment insbe-
sondere bei den Soziallasten. 

(Beifall von der FDP) 

Olaf Scholz hat viel angekündigt. Das hatte aber 
deutlich mehr mit der Mitgliederbefragung der SPD 
zu tun als mit dem Bundeshaushalt und den dort ab-
gebildeten Zahlen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir können uns hier noch so sehr wünschen, dass 
es mehr geben müsste. Diese Landesregierung hat 
im Bundesrat einen Vorschlag zum Thema „KdU“ ge-
macht. Das wäre nicht nur ein kleines Einmalpro-
gramm, sondern das wäre eine dauerhafte Entlas-
tung insbesondere der Städte und Gemeinden in 
Nordrhein-Westfalen, die unter besonders hohen So-
ziallasten leiden, die unter besonders hoher Ver-
schuldung leiden. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Höne. 

Henning Höne (FDP): Das wollte der Bund nicht mit-
machen. Insofern fordere ich Sie auf: … 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Höne, darf ich Sie unterbrechen? 
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Henning Höne (FDP): … Machen Sie doch mit. Ho-
len Sie nicht nur irgendwo neue Pumpen ab, sondern 
lassen Sie uns gemeinsam die Löcher stopfen. Wir 
sind dazu gerne bereit. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Stefan 
Kämmerling [SPD]: Thema verfehlt! Setzen!) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Höne. – Für die AfD-Fraktion spricht 
Herr Kollege Tritschler. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Be-
reich Kommunalfinanzen/GFG ist schwerlich in fünf 
Minuten umfassend zu behandeln. Im Wesentlichen 
geht es hier um Verteilungskämpfe zwischen den e-
her linken Parteien, die lieber mehr Geld in den Bal-
lungsräumen sehen würden, und den eher bürgerli-
chen Parteien, die mehr Geld an den ländlichen 
Raum überweisen möchten. Irgendwer ist immer un-
glücklich, und im Jahr vor der Kommunalwahl wird es 
dann etwas schriller. So weit ist das nichts Neues. 

Auf zwei aktuelle Themen, die in diesem Zusammen-
hang gerade schon angeklungen sind, möchte ich al-
lerdings eingehen. 

Mein erstes Stichwort lautet „Straßenausbaubei-
träge“. Wir haben im Ausschuss eine Reihe ein-
drucksvoller Anhörungen dazu erleben dürfen, und 
irgendwie sieht man hier besonders anschaulich die 
Unglaubwürdigkeit dieses Betriebs. 

SPD und Grüne entdecken in der Opposition plötz-
lich ihr Herz für den Häuslebauer und Steuerzahler 
und wollen die Beiträge abschaffen. Das ist eine 
Idee, auf die sie freilich in Regierungsverantwortung 
nie gekommen wären und auch nicht gekommen 
sind. 

CDU und FDP, in der Opposition stets aufseiten ge-
nau dieser Gruppen, zieren sich nun plötzlich vor der 
Abschaffung. 

Stattdessen kommt jetzt von der Landesregierung 
ein halbgares Programm, das immerhin 65 Millionen 
Euro kostet und – das muss man anerkennen – zu-
mindest die schlimmsten sozialen Härten abfedern 
dürfte. 

Unsinnig ist es freilich trotzdem, wenn man sich die 
Zahlen vor Augen führt. Das landesweite Aufkom-
men der Abgabe beträgt etwa 130 Millionen Euro. 
Davon verbrauchen die Kommunen in etwa die 
Hälfte für die Erhebung. Es bleiben also 65 Millionen 
Euro Ertrag für die Kommunen. Die Landesregierung 
könnte also auch einfach 65 Millionen Euro an die 
Kommunen ausschütten. Stattdessen wird jetzt eine 
neue Bürokratie geschaffen, um die alte Bürokratie 
am Leben zu erhalten. Die Menschen bleiben weiter 

belastet. Das können Sie doch niemandem erklären, 
meine Damen und Herren. 

Ein anderes Stichwort – und auch das klang eben 
schon an – ist die Altschuldenproblematik, ein beson-
ders Herzensanliegen von Rot-Grün, vermutlich 
auch deshalb, weil die Problematik da besonders 
groß ist, wo die Sozialdemokratie besonders lange 
ungestört misswirtschaften durfte. Es ist schon be-
zeichnend, dass der oberste Haushälter der SPD-
Fraktion ausgerechnet aus der Schuldenhochburg 
Nordrhein-Westfalens kommt. 

Im Grunde ist das Anliegen des Altschuldenabbaus 
berechtigt. Unabhängig davon, wer die Verantwor-
tung für die Misere trägt: Sie muss irgendwann und 
irgendwie beseitigt werden. Eine Zeit niedriger Zin-
sen und immer noch üppiger Steuereinnahmen wäre 
genau die richtige dafür. 

Im Unterschied zu meinen Vorrednern rede ich hier 
nicht von einer Umverteilung der Schulden. Im Ge-
genteil: Wir wollen die Kommunen ertüchtigen, ihre 
Altlasten zu bewältigen und abzubauen, 

(Michael Hübner [SPD]: Sagen Sie mal, wie 
viele Jahre das dauern soll!) 

aber auch in die Pflicht nehmen, damit in Zukunft nur 
nachhaltig gewirtschaftet werden kann und darf. 

(Michael Hübner [SPD]: Wie lange dauert das 
denn?) 

Hier ist die Landesregierung und im Besonderen die 
Ministerin, die sonst gerne vom hohen Ross Hal-
tungsnoten an andere verteilt, bisher ein ziemlicher 
Totalausfall. Man schiebt die Verantwortung nach 
Berlin ab, wo die CDU auch regiert. Der Föderalis-
mus wird als Verantwortungsentsorgungseinrichtung 
genutzt. 

Frau Scharrenbach, wenn Sie darauf warten, dass 
andere Bundesländer die Altschulden der NRW-
Kommunen übernehmen, dann werden Sie vermut-
lich noch lange warten. Denn andere Bundesländer 
haben diese Probleme gar nicht oder nicht in diesem 
Ausmaß, und sie werden nicht für den Schlendrian 
unserer Kommunen aufkommen. 

Wieder andere Bundesländer, die ähnliche Probleme 
haben, haben inzwischen gehandelt und Lösungen 
gefunden, beispielsweise Hessen mit der sogenann-
ten HESSENKASSE. 

(Michael Hübner [SPD]: Wenn man keine Ah-
nung hat, sollte man mal schweigen!) 

Frau Scharrenbach und die NRW-Regierung warten 
dagegen in der Mitte ihrer Amtszeit auf Anrufe ihrer 
Parteifreunde in Berlin. Herr Höne hat das Problem 
im Blick, wie er eben sagte; er bewundert es also. 

So bleibt es bei einigen wenigen richtigen, aber auch 
schwachen Impulsen im Bereich der Kommunalfi-
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nanzen, wir sehen jedoch keinen grundlegenden Pa-
radigmenwechsel, keinen Lösungsansatz für die gro-
ßen und längerfristigen Probleme. So wird das auf 
jeden Fall nichts. Daher stimmen wir diesem Haus-
halt auch nicht zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Tritschler. – Für die Landesregierung 
hat jetzt Frau Ministerin Scharrenbach das Wort.  

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank. – Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordnete! 2017 war das erste Jahr seit 2008, in 
dem die Kommunen in den Kernhaushalten wieder 
schwarze Zahlen geschrieben haben. Offen gesagt: 
2018 hat sich das sogar fortgesetzt. – Herr Mostofi-
zadeh, ein schwarz-gelber Tag ist für die Kommunen 
in Nordrhein-Westfalen tausendmal besser als ein 
rot-grüner Tag zur Zeit der vorangegangenen Regie-
rung. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Stefan 
Kämmerling [SPD]: Ist ja lächerlich!) 

Diese Landesregierung hat die Finanzierungslasten 
beim Unterhaltsvorschuss geändert. Unter Ihrer Zeit 
mussten sich die Kommunen mit 53,3 % an der Fi-
nanzierung des Unterhaltsvorschussgesetzes betei-
ligen. Diese Landesregierung hat das auf 30 % ab-
gesenkt. 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Die freuen sich be-
sonders über die Altfälle!) 

Diese Landesregierung hat dafür Sorge getragen, 
dass die Kommunen beim Unterhaltsvorschuss vom 
Bürokratieaufwand und Durchführungsaufwand ent-
lastet wurden. Nicht Sie haben das getan, diese Re-
gierung hat es getan. Alleine 2018 betrug der Auf-
wuchs im Landeshaushalt Nordrhein-Westfalens 
110,6 Millionen Euro.  

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Frau Ministerin 
Scharrenbach, entschuldigen Sie … 

(Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung, winkt 
ab.) 

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Die erhöhte Gewer-
besteuerumlage zur Mitfinanzierung der Einheitslas-
ten des Landes fällt zum Jahresende weg. Im Ge-
gensatz zu anderen Ländern hat diese Landesregie-
rung gesagt: Wir tragen sie nicht vor. Ab 2020 sind 
das plus 950 Millionen Euro in den Kommunalhaus-
halten.  

Wir haben das Programm „Moderne Sportstätte 
2022“ auf den Weg gebracht: plus 300 Millionen 
Euro. 

Die Weiterleitung der Integrationspauschale 2018: 
100 Millionen Euro, 2019: 432,8 Millionen Euro, vor-
her bei Ihnen leider null aus dieser Weiterleitung her-
aus. 

Selbst für die kommunalen Theater und Orchester 
werden 30 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Das GFG 2020 ist im Vergleich zum GFG 2017 um 
rund 2,2 Milliarden Euro aufgewachsen. Das steht 
den Kommunen mehr aus der kommunalen Finanz-
masse und der Verteilmasse zur Verfügung. 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Ist ja peinlich!) 

Das sind plus 21 % gegenüber Ihrer Regierungszeit, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Stefan 
Kämmerling [SPD]: Ist das peinlich!) 

Diese Landesregierung hat im GFG zentrale Ent-
scheidungen getroffen. Wir leiten nicht nur Bundes-
mittel, die uns zur Verfügung stehen, eins zu eins an 
das GFG weiter, immerhin 216 Millionen Euro, auch 
im kommenden Jahr haben wir – das ist bereits bei 
den Vorrednern angeklungen – die Kommunen von 
Befrachtungen befreit, die Sie als SPD und Grüne 
vorgenommen haben. Diese Befreiungen machen 
bis 2022 rund 690 Millionen Euro aus. Dieses Geld 
belassen wir den Kommunen, während Sie es ihnen 
weggenommen haben. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
der SPD: Stimmt überhaupt nicht!) 

Diese Landesregierung hat die goldenen Zügel bei 
den Investitionspauschalen abgeschafft und gesagt, 
dass die Kommunen selber entscheiden – Stichwort 
„kommunale Selbstverwaltung“ –, wo sie Gelder in-
vestieren. Deshalb wurde eine gegenseitige De-
ckungsfähigkeit hergestellt.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Wir tragen für das GFG 2020 vor, dass die Schul- 
und Bildungspauschale auch für konsumtive Ausga-
ben im Zusammenhang mit der Digitalisierung in den 
Schulen unserer Städte und Gemeinden verwendet 
werden darf. Das haben nicht Sie gemacht, das ha-
ben wir gemacht. 

Ich kann Ihnen noch viele weitere Bausteine nennen, 
zum Beispiel eine Stärkung der Abwassergebühren-
hilfe für die ganz kleinen Kommunen in Nordrhein-
Westfalen, um Gebührensätze stabil zu halten. Das 
sind Entscheidungen dieser Landesregierung. Daran 
merken Sie: Ein schwarz-gelber Tag ist für die Kom-
munen tausendmal besser als ein rot-grüner Tag. 
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(Beifall von der CDU und der FDP) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren der Oppo-
sitionsfraktionen, Sie haben auf das FlüAG abgeho-
ben.  

(Stefan Kämmerling [SPD]: „Abgehoben“ ist 
das Stichwort!) 

Das Erstaunliche ist, dass das FlüAG nicht Gegen-
stand dieses Haushaltes ist. Das ist nicht Gegen-
stand des Einzelplans 08, über den wir hier debattie-
ren.  

(Christian Dahm [SPD]: Als Abgeordnete kön-
nen wir reden, was wir wollen!) 

– Wir reden hier über den Einzelplan 08. Sie können 
natürlich auch über die Staatskanzlei sprechen. Das 
können Sie gerne tun.  

(Stefan Kämmerling [SPD]: Sie reden auch 
nicht zum Tagesordnungspunkt! – Unruhe – 
Glocke) 

– Das Thema „FlüAG“ ist nicht Gegenstand des Ein-
zelplans 08. Deshalb sehen Sie es mir nach, dass ich 
mich zu diesem Themenbereich an dieser Stelle 
nicht äußere, sondern das bei anderen Sachverhal-
ten tue.  

(Christian Dahm [SPD]: Sie haben eben zur 
Integrationspauschale gesprochen! – Michael 
Hübner [SPD]: Und zum Unterhaltsvorschuss-
gesetz!) 

Sie haben die Altschulden angesprochen. Ich 
glaube, Sie geben mir gleich zumindest inhaltlich 
recht, auch wenn Sie das mündlich nicht tun können. 
Die Bereinigungssitzung im Deutschen Bundestag 
hat stattgefunden. Die regierungstragenden Fraktio-
nen von CDU/CSU und SPD haben im Bundeshaus-
halt 2020 kein Geld für eine Altschuldenhilfe zur Ver-
fügung gestellt. 

(Henning Höne [FDP]: Was? Olaf Scholz 
nicht?) 

Der Bundeshaushalt 2020 ist zu. Dieser Landes-
haushalt ist offen. Das ist der Unterschied. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir wollen nicht mit Herrn Scholz über die Zeitung 
reden. Wenn Herr Scholz seine pressetechnischen 
Ankündigungen zu einer irgendwie gearteten Alt-
schuldenhilfe für den SPD-internen Wahlkampf 
braucht, dann möge er das tun, aber er ermöglicht 
nicht gescheite Lösungsfindungen zum Thema „Alt-
schulden“. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE]: Das ist die Sachwal-
terin der NRW-Kommunen! Parteipolitischer 
Mist ist das!) 

Seit 2017 sind die Liquiditätskredite in Nordrhein-
Westfalen um 3,2 Milliarden Euro gesunken. Das 
macht man nur, wenn eine Landesregierung zusam-
men mit den Kommunen im Vertrauen arbeitet, wenn 
wir uns darauf verlassen können, dass Liquidität ge-
nutzt wird, Liquiditätskredite unten zurückgeführt 
werden. Gleichzeitig schaffen wir, wie es sich für eine 
bürgerlich-liberale Koalition gehört, Erleichterungen 
und Freiheiten, damit kommunale Selbstverwaltung 
stattfinden kann. All das haben wir getan. Die Kom-
munen wissen, dass sie sich auf uns verlassen kön-
nen.  

An dieser Stelle darf ich noch zwei weitere Punkte 
ansprechen. Diese Landesregierung setzt sich aktu-
ell dafür ein, dass die Optionsfrist im Zusammenhang 
mit dem Umsatzsteuergesetz verlängert wird und 
nicht jede interkommunale Kooperation im Bundes-
gebiet durch die Umsatzbesteuerung, die ab 2021 
droht, torpediert wird. 

(Michael Hübner [SPD]: Das hat die Vorgän-
gerregierung auch gemacht! Was ist das für 
ein Unsinn!) 

Wir tragen Verlängerungen, Erleichterungen für 
Kommunen im Bundesrat vor, die komischerweise 
von SPD-geführten Ländern permanent blockiert 
werden.  

Die Kommunen wissen also – das sage ich ganz of-
fen –, was sie an einer CDU-geführten Landesregie-
rung in Nordrhein-Westfalen haben. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Zwei Vorbemerkungen: 

Erstens. Frau Ministerin hat die Redezeit um 1 Mi-
nute 29 Sekunden überzogen. Diese Zeit kann von 
den Fraktionen genutzt werden. 

Zweitens. Es sind zwei Kurzinterventionen angemel-
det worden, die erste vom Kollegen Hübner von der 
SPD-Fraktion und die zweite vom Kollegen Mostofiz-
adeh von Bündnis 90/Die Grünen.  

Ich frage zuerst, ob jemand die zusätzliche Redezeit 
von 1 Minute 29 Sekunden nutzen möchte? – Herr 
Kämmerling. 

Stefan Kämmerling (SPD): Vielen Dank, Frau Prä-
sidentin. – Die Auffassung, dass die Ministerin zum 
GFG gesprochen hat, hat sie hier im Raum relativ ex-
klusiv.  

Ich will kurz etwas zum Thema „Altschulden“ sagen. 
Ich muss Ihnen, Frau Ministerin, mal in aller Deutlich-
keit vorwerfen, dass Sie sich auf ein sehr hohes Ross 
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gesetzt haben. Ich kann Sie nur auffordern, endlich 
abzusteigen.  

(Beifall von Christian Dahm [SPD]) 

Denn ich frage mich: Was bilden Sie sich eigentlich 
mit Blick auf Berlin ein? Glauben Sie, dass der Bun-
desfinanzminister Ihnen zuliebe etwas entwickelt, 
damit auf dem Präsentierteller nach Düsseldorf reist 
und Sie bittet, das Geld anzunehmen? – Es ist Ihre 
Aufgabe, ein Modell zu entwickeln. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Josef Hoven-
jürgen [CDU]) 

Nordrhein-Westfalen ist das Bundesland, das von ei-
ner Altschuldenlösung am meisten profitieren würde. 
Ihre Aufgabe als Landesregierung wäre es, nicht nur 
ein Modell zu entwickeln und den Bundesfinanzmi-
nister zu überzeugen, sondern auch Mehrheiten bei 
den anderen Ländern zu schaffen. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Wer hat denn 18 
Milliarden Euro angekündigt? Olaf Scholz!) 

Das ist Ihre Aufgabe – und nicht, hier über einen Bun-
desfinanzminister zu meckern, der längst erklärt hat, 
bereit zu sein, zu helfen. 

(Beifall von der SPD – Josef Hovenjürgen 
[CDU]: Was hat er denn gesagt? – Henning 
Höne [FDP]: 0,00 Euro!) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kämmerling. – Das war die zusätzliche Rede-
zeit. Auch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
möchte sie nutzen. Herr Mostofizadeh hat darum ge-
beten. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich will es sehr 
präzise ausdrücken, Frau Ministerin – das kann ich 
auch Sie fragen, Herr Kollege Höne –: Sind Sie beim 
Altschuldenfonds der Meinung, dass Nordrhein-
Westfalen nur handeln soll, wenn der Bund aus dem 
Quark kommt? 

Ich habe nämlich folgenden Eindruck: CDU und SPD 
tun immer so, als würde keiner von Ihnen beiden im 
Bund regieren. Sie regieren aber gemeinsam. Das ist 
Ihre gemeinsame Verantwortung. Wenn Herr Scholz 
das macht, ist es auch Frau Merkel. Sonst müsste 
Frau Merkel von ihrer Richtlinienkompetenz Ge-
brauch machen. 

Insofern ist das unangemessen, Frau Ministerin. Sie 
machen sich nicht zur Sachwalterin der NRW-
Kommunen, sondern Sie machen parteipolitische 
Spielchen auf Kosten der Kommunen in Nordrhein-
Westfalen, wenn Sie den Altschuldenfonds nicht 
endlich auf den Weg bringen. – Das war die erste Be-
merkung, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Das Zweite ist – und das macht mich mittlerweile 
wirklich fuchsig –: Beim Flüchtlingsaufnahmegesetz 
enthalten Sie den Kommunen 750 Millionen Euro 
vor, weil Sie die Bearbeitung des Gutachtens in die 
Länge ziehen und nicht zum Abschluss kommen. 
Jetzt verstecken Sie sich auch noch hinter Minister 
Stamp. Auch da sind Sie nicht Sachwalterin der 
Kommunen. 

Wenn CDU und FDP in drei Wochen diesen Haushalt 
so beschließen, haben Sie aus meiner Sicht in zwei 
Punkten Wahlversprechen wirklich gebrochen. Ers-
tens. Sie haben nicht für die Weiterleitung der Integ-
rationsmittel gesorgt. Zweitens. Sie lassen die Kom-
munen bei der Unterbringung der Geflüchteten im 
Regen stehen, 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Sagt der, der 
nichts gegeben hat!) 

obwohl das Land 2 Milliarden Euro weniger Ausga-
ben hat. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Kollege 
Hovenjürgen, es ist ein Desaster, was Sie hier an-
richten. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Jo-
sef Hovenjürgen [CDU]: Das sagen die, die 
nichts gegeben haben!) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Mostofizadeh. – Sie haben gesehen, dass ich 
mit der Verwaltung diskutiert habe. Das liegt daran, 
dass wir, glaube ich, noch nie die Situation hatten, 
dass Redezeitüberziehungen mit angemeldeten 
Kurzinterventionen zusammengefallen sind. Wahr-
scheinlich müssen wir im Nachgang noch einmal klä-
ren, ob es mein Fehler war, dass ich nicht erst die 
Kurzinterventionen zugelassen habe, sondern ge-
dacht habe, dass die Redezeitüberziehung vorgeht. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Die Kurzinterven-
tionen sind weg!) 

Daher muss ich es erstens auf mich nehmen, dass 
ich wahrscheinlich einen Fehler bei der Reihenfolge 
gemacht habe. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Das ist nicht der 
erste!) 

Zweitens frage ich, ob es dennoch möglich ist, die 
Kurzinterventionen zuzulassen, weil die Kurzinter-
vention ein Recht ist, das sich aus der Geschäftsord-
nung ergibt. Damit ist auch ein Recht derjenigen ver-
bunden, die sich zu einer Kurzintervention gemeldet 
haben, welches ich nicht auf diese Weise kappen 
kann. 
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(Josef Hovenjürgen [CDU]: Nach der Rede!) 

Sind Sie unter Akzeptanz meines Fehlers einmal da-
mit einverstanden, dass wir die Kurzinterventionen 
jetzt noch nachholen? – Danke. 

(Christian Dahm [SPD]: Wir beantragen keine 
Sitzungsunterbrechung!) 

– Wenn Sie das möchten, müssten Sie das jetzt be-
antragen. 

(Christian Dahm [SPD]: Nein, nein! – Michael 
Hübner [SPD]: Der Kollege ist sich nicht so si-
cher! – Josef Hovenjürgen [CDU]: Nein!) 

– Nicht einverstanden? 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Nein! – Michael 
Hübner [SPD]: Nein, alles ist gut!) 

– Gut; alles in Ordnung. Ich will heute ja nicht noch 
einen Fehler machen. 

(Petra Vogt [CDU]: Nein, wir sind nicht einver-
standen!) 

Dann hat jetzt Herr Kollege Hübner das Wort und da-
nach die Frau Ministerin – entsprechend den übli-
chen Regeln bei Kurzinterventionen. 

(Petra Vogt [CDU]: Wir sind nicht einverstan-
den! – Josef Hovenjürgen [CDU]: Wir sind 
nicht einverstanden! Es gibt Regeln! An die 
hat man sich zu halten! – Michael Hübner 
[SPD]: Frau Präsidentin, die CDU ist nicht ein-
verstanden!) 

– Entschuldigung. Deshalb habe ich ja gefragt. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Das ist jetzt zweite 
Mal! – Gegenruf von Michael Hübner [SPD]: 
Entschuldige mal! – Christian Dahm [SPD]: 
Das ist doch peinlich!) 

Ich habe ja gesagt, dass wir diesen Fall so gut wie 
noch nie hatten. Wahrscheinlich habe ich jetzt ein-
fach in der Auslegung der Geschäftsordnung einen 
Fehler gemacht. Wenn Sie widersprechen, ist das … 

(Unruhe) 

Vielleicht darf ich einfach einen Vorschlag machen. 
Da die beiden Fraktionen, die eine Kurzintervention 
angemeldet hatten, zu ihrem Recht gekommen 
sind … 

(Michael Hübner [SPD]: Nein!) 

– Dann muss ich wirklich einen kleinen Moment … 
Der Präsident ist ja da, um mich abzulösen. 

(Heiterkeit – Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE]) 

– Nein, nein, nein. Ich wollte nur sagen: Es ist gut, 
dass er da ist. Ich würde ihm gerne die Sachlage kurz 
schildern. Dann entscheiden wir innerhalb einer Mi-
nute, wie es weitergeht. 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Leute, was seid ihr 
peinlich! – Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: 
Ich hatte das Recht! – Michael Hübner [SPD]: 
Und ich auch! – Josef Hovenjürgen [CDU]: 
Nach der Geschäftsordnung geht es nach der 
Rede! – Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: 
Nein, ich hätte sofort die Kurzintervention ha-
ben müssen! – Monika Düker [GRÜNE]: Eine 
Kurzintervention ist ja ein anderes Instrument, 
als eine Rede zu halten! – Ibrahim Yetim 
[SPD]: Kann einmal einer den Ton lauter stel-
len? Das ist hier ja wie Kino! – Weitere Zurufe) 

Ich sage es noch einmal: Es war wahrscheinlich mein 
Fehler. Ich kann mich nicht erinnern, dass wir diese 
Situation schon einmal hatten. 

Ich habe es jetzt gerade mit dem Präsidenten be-
sprochen und schaue noch einmal zu meinen beiden 
Schriftführern. Wir lassen in diesem Fall wie üblich 
abstimmen. Anders geht es nicht, weil jemand wider-
sprochen hat. 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Wer war das 
denn? Sie da vorne, oder?) 

– Die CDU-Fraktion. Das haben Sie doch mitbekom-
men. 

(Stefan Kämmerling [SPD]: So viel Angst?) 

Ich schlage also noch einmal vor, dass die Kurzinter-
ventionen ausnahmsweise jetzt erfolgen. Wer sich 
dem anschließen kann, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und AfD. Wer stimmt dagegen? – Das sind CDU und 
FDP. 

(Andreas Becker [SPD]: Das sind aber weni-
ger! Hammelsprung!) 

– Dafür bestimmt nicht. 

(Michael Hübner [SPD]: Da bin ich jetzt einmal 
gespannt!) 

– Wir zählen gerade durch. 

(Unruhe – Christian Dahm [SPD]: Das ist pein-
lich! Wir wären schon lange durch! – Michael 
Hübner [SPD]: Das ist doch jetzt nicht euer 
Ernst! – Josef Hovenjürgen [CDU]: Peinlich ist, 
was da vorne gelaufen ist! – Christian Dahm 
[SPD]: Kleinkariert!) 

Die beiden Schriftführer haben gezählt. Die Ableh-
nung des Vorschlags hat eine Mehrheit gefunden. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Frau Präsiden-
tin! – Gegenruf von Christian Dahm [SPD]: 
Das geht nur zur Geschäftsordnung!) 

– Bitte schön, Herr Hovenjürgen.  

Josef Hovenjürgen (CDU): Frau Präsidentin, wir 
würden unsere Bedenken zurückstellen. 
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(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

– Hören Sie doch einfach einmal zu. Einmal zuhören, 
lieber Kollege! – Wir würden unsere Bedenken zu-
rückstellen, möchten das aber im Ältestenrat behan-
delt wissen. Denn ich glaube, so geht es eigentlich 
nicht. Wir stellen aber unsere Bedenken für heute zu-
rück. 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Peinlich! Sie sind 
peinlich!) 

– Nein, peinlich ist das, was da gelaufen ist, Herr 
Kämmerling. Und Sie sind übrigens auch peinlich. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Hovenjür-
gen, es ist doch selbstverständlich, dass wir eine Si-
tuation, die relativ einmalig ist, auch im Nachgang be-
sprechen und klären müssen. 

Ob das peinlich ist? Es mag sein, dass Sie jetzt mei-
nen wahrscheinlichen Fehler als Peinlichkeit be-
zeichnen. Aber ich glaube nicht, dass ich mich an 
dieser Stelle über das Parlament hinweggesetzt 
habe. 

Ich danke Ihnen aber sehr herzlich dafür, dass Sie 
die Bedenken zurückziehen. 

Damit sind wir jetzt bei den Kurzinterventionen. Herr 
Hübner, bitte. 

Michael Hübner (SPD): Frau Ministerin, die Alt-
schuldenfrage – das haben die beiden Kollegen 
schon deutlich gemacht – ist weiterhin ungelöst. Sie 
ist deshalb dramatisch ungelöst, weil das Innenmi-
nisterium in der Kommission Gleichwertige Lebens-
verhältnisse bereits in den Sommerferien einen Vor-
schlag vorgelegt hat, mit dem Sie nicht umgegangen 
ist und mit dem der Finanzminister in Nordrhein-
Westfalen entsprechend auch nicht umgegangen ist. 

Es liegen Modelle auf dem Tisch. Ich habe mir ge-
rade zur Vorbereitung dieser Debatte auch noch ein-
mal angeschaut, was Martin Junkernheinrich dazu 
geschrieben hat. Da gibt es zwei Modelle. Dazu 
könnten Sie sich ja gleich in der Antwort auf die 
Kurzintervention noch einmal äußern. 

Schockiert bin ich über Ihre Aussage zum Unterhalts-
vorschussgesetz. Dass Sie allen Ernstes behaupten, 
beim Unterhaltsvorschussgesetz habe es eine Ent-
lastung der Kommunen gegeben, ist wirklich dreist. 
Das grenzt an eine Lüge. Wir haben dieses Jahr sehr 
klar herausgearbeitet, dass in allen Städten, die über 
ein Jugendamt verfügen, die Kosten seit 2016 enorm 
explodiert sind. Das liegt daran, dass Sie ein funda-
mental schlechtes Gesetz vorgelegt haben und die 
Kommunen massiv belasten. 

Ich gebe Ihnen ein Beispiel: Die Stadt Recklinghau-
sen hatte für das Unterhaltsvorschussgesetz im 
Jahre 2016 Ausgaben in Höhe von 664.984 Euro. 

Jetzt, im Jahr 2018, hat sie Ausgaben von 1.094.695 
Euro. 

Präsident André Kuper: Herr Hübner, die Redezeit 
ist überschritten. 

Michael Hübner (SPD): Das ist knapp eine halbe 
Million Euro mehr. Sich hier hinzustellen und zu be-
haupten, das sei eine Entlastung, ist, ehrlich gesagt, 
ein Skandal. Das zeigt, wie Sie als schwarz-gelbe 
Politik mit den Kommunen und den Interessen um-
gehen. 

Präsident André Kuper: Frau Ministerin, bitte 
schön. 

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Herr Abgeordneter Hübner, das Prob-
lem bei Ihren Aufbereitungen ist schlicht und ergrei-
fend, dass Sie vergessen, dass die Bundesebene 
den Empfängerkreis beim Unterhaltsvorschuss deut-
lich ausgeweitet hat. Das ist die Wahrheit an dieser 
Stelle, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

(Michael Hübner [SPD]: Das waren Sie! Das 
Gesetz haben wir letztes Jahr Weihnachten 
hier gelesen! Sie wissen, dass das falsch ist! – 
Unruhe – Glocke) 

Sie haben schlicht und ergreifend in Ihrer Regie-
rungszeit die Kommunen mit 53,3 % am UVG betei-
ligt. Wir haben das abgesenkt. 

(Michael Hübner [SPD]: Das ist nicht richtig! 
Das Gesetz haben wir letztes Jahr Weihnach-
ten hier debattiert!) 

– Herr Hübner, ich glaube, ich habe jetzt das Wort. 
Sonst drücken Sie sich noch einmal neu ein oder 
melden sich vorne an. 

(Zuruf von Michael Hübner [SPD] – Dr. Dennis 
Maelzer [SPD]: Seit Jahren disziplinieren Sie 
Abgeordnete! – Unruhe – Glocke) 

Präsident André Kuper: Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, wir haben doch miteinander ein vernünftiges 
Verfahren gefunden. Wir sollten jetzt sowohl die eine 
wie die andere Seite bitte ausreden lassen. 

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Fakt ist schlicht und 
ergreifend, dass diese Regierung und dieser Landtag 
die Beteiligung der Kommunen von 53,3 % auf 30 % 
abgesenkt haben. Wenn Sie durch eine Verbreite-
rung des Empfängerkreises gegenläufige Tenden-
zen haben, kommen Sie am Ende des Tages natür-
lich zu anderen Ergebnissen. 
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(Unruhe) 

– Vielleicht ist es ja doch nicht von Interesse. 

(Michael Hübner [SPD]: Natürlich ist das von 
Interesse! Das bewerten nicht Sie!) 

– Sie haben ja Fragen gestellt. Sie gestatten, dass 
ich sie Ihnen beantworte, Herr Abgeordneter. 

(Zuruf von Michael Hübner [SPD]) 

Zur Frage der Altschulden: Niemand kennt das Kon-
zept des Bundesfinanzministers. 

(Christian Dahm [SPD]: Vielleicht hat er im 
Gegensatz zu Ihnen wenigstens eines!) 

Niemand kennt es. Und wir haben ein sehr erfolgrei-
ches … 

(Unruhe) 

Herr Landtagspräsident, eine Beantwortung ist offen-
kundig nicht erwünscht. Insofern gestatten Sie mir, 
an dieser Stelle zu enden. 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin. – Jetzt haben wir noch eine zweite Kurzinterven-
tion und keine – ich mache noch einmal darauf auf-
merksam – Zwischenfrage, und zwar vom Abgeord-
neten Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Im Prinzip ist es 
mehr eine Frage als eine Kurzintervention; das ist mir 
aber auch freigestellt.  

Die Stadt Dortmund, die nicht Stärkungspaktkom-
mune ist, hat nach meinem Kenntnisstand 1,5 Milli-
arden Euro Kassenkredite, die Stadt Duisburg über 1 
Milliarde Euro und die Stadt Essen 2 Milliarden Euro. 
Wenn sie das, wie man es für richtig halten würde, 
nach 30 Jahren abbezahlen müssten, müsste die 
Stadt Essen jährlich 70 Millionen Euro konsolidieren. 
Das entspricht ungefähr dem dreieinhalbfachen Zu-
schussbedarf im Sportbereich. 

Wird die Landesregierung, Frau Ministerin, handeln, 
auch wenn die Koalition aus CDU und SPD, ange-
führt von Bundeskanzlerin Angela Merkel, kein eige-
nes Entschuldungskonzept vorlegt? 

Präsident André Kuper: Bitte. 

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Sehr geehrter Herr Abgeordneter 
Mostofizadeh, vielen Dank für die sachliche Frage. 
Wir beide kriegen das ja immer gut hin. 

(Zurufe) 

Wir beide haben es schon im Fachausschuss sehr 
intensiv, ruhig und vernünftig ausgetauscht. Deswe-
gen können wir das hier durchaus fortsetzen. 

Sachstand ist unverändert, dass innerhalb der Bun-
desregierung ein Altschuldenkonzept nicht konsen-
tiert ist. Sachstand ist unverändert, dass eine mögli-
che Vorstellung des Bundesfinanzministers inner-
halb der Bundesregierung nicht bekannt ist – ob es 
eine Übernahme einer Bundesschuld ist, die bei der 
Altschuldentagung vom Staatssekretär aus dem 
BMF als Option genannt wurde, oder ob es ein Fi-
nanzierungsfonds über einen mehrjährigen Zeitraum 
ist. Auch das ist nichts Neues. Das haben wir alles 
miteinander ausgetauscht. 

Es hängt aber am Ende von den Konditionen ab. Und 
wir kommen als Länder nicht mit dem Bund in eine 
Rechnung, wenn keine offiziellen Gespräche stattfin-
den. Dazu rufen wir auf. Wir sind am Dienstag bei der 
Veranstaltung, die übrigens von den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer durchaus sehr positiv gewertet 
wurde, in der Art auseinandergegangen, dass wir ge-
sagt haben: Auch wenn der Bundeshaushalt 2020 
jetzt zu ist – die Bereinigungssitzung ist erledigt –, 
sind wir nach dem Haushalt auch vor dem Haushalt. 

Insofern werden die nächsten Wochen und Monate 
im neuen Jahr 2020 von uns bewusst genutzt wer-
den, um diese Gespräche zu führen. Sie kennen den 
Koalitionsvertrag von CDU und FDP auf der Landes-
ebene, in dem wir gesagt haben: Wir werden den 
kommunalen Stärkungspakt zu einer kommunalen 
Kredithilfe weiterentwickeln. – Und der Koalitionsver-
trag gilt. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin. – Mir liegt jetzt noch eine weitere Wortmeldung 
vor. Für die FDP spricht der Abgeordnete Herr Höne.  

Henning Höne (FDP): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Da dankenswerterweise noch 
Redezeit vorhanden ist, gehe ich noch einmal auf 
das eine oder andere ein. 

Zum Unterhaltsvorschuss: Diejenigen von Ihnen, die 
wie ich das Glück hatten, auch in der letzten Legisla-
turperiode dem Kommunalausschuss anzugehören, 
müssten sich eigentlich an die eine oder andere De-
batte zu diesem Thema erinnern. 

Fakt war: Der Bund hat 20 % der Kosten beim UVG 
getragen, 80 % entfielen auf die Länder. Die Länder 
konnten selber entscheiden, wie viel sie an die Kom-
munen weitergeben. Unter Rot-Grün hatte sich das 
Land dafür entschieden – zumindest haben Sie es 
über sieben Jahre hinweg nicht geändert –, zwei Drit-
tel dieser 80 %, also knapp 53 %, an die Kommunen 
zu überwälzen. 
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Wir haben das hier mit der damaligen Ministerin 
Kampmann mehrfach diskutiert. Zum Beschluss der 
GroKo zur Leistungsausweitung – Ende der Alters-
grenze von 12 Jahren, Ende der maximalen Bezugs-
dauer von 72 Monaten – haben wir gesagt: Da 
kommt etwas auf uns zu, und der Bund übernimmt 
die Kosten nicht. Der Bund bestellt mal wieder eine – 
wie ich finde – wünschenswerte Leistungsauswei-
tung. Aber der Bund bezahlt sie nicht. 

Nur können Sie immer noch sagen: höher, schneller, 
weiter. Ich habe es eben gesagt, dass es Ihr Privileg 
ist, sich das so einfach zu machen. Zur Wahrheit ge-
hört aber auch: Hätten wir das rot-grüne Modell fort-
gesetzt, würden die Kommunen nicht 30 %, sondern 
weiterhin 53 % dieser jetzt noch höheren Kosten tra-
gen. 

Das muss auch der Kollege Hübner akzeptieren. Sie 
können ja selber noch einmal den Faktencheck ma-
chen. 

(Beifall von der FDP) 

Dann will ich noch kurz auf die Altschulden eingehen. 
Olaf Scholz hat das im Bundeshaushalt nicht nur mit 
genau 0,00 Euro hinterlegt, sondern auch gesagt, 
dass er bei den Bundesländern gerne ein 16:0-Ein-
verständnis mit einer Lösung haben möchte. 

Dazu frage ich Sie: Wie wollen Sie diesen Bail-out, 
diesen Schuldenschnitt, der Ihnen in Wahrheit vor-
schwebt, mit Bayern, Baden-Württemberg und ande-
ren Ländern eigentlich 16:0 beschließen? 

Weil diese Länder davon kaum bis gar nicht profitie-
ren würden, kann ich Ihnen nur sagen, dass der Vor-
schlag dieser Landesregierung – ein deutlich erhöh-
ter Anteil des Bundes an den Kosten der Unterkunft – 
wirklich etwas bringen würde. 

Präsident André Kuper: Herr Kollege, kommen Sie 
bitte zum Schluss. 

Henning Höne (FDP): Das würde Nordrhein-West-
falen insbesondere bei den sozial schwächsten Städ-
ten mit den höchsten Sozialkosten deutlich entlasten, 
und alle Länder könnten davon profitieren – anders 
als bei einem Schuldenschnitt. 

Insofern lautet meine herzliche Einladung und Bitte: 
Machen Sie doch einfach dabei mit, anstatt hier in 
Richtung Landesregierung herumzuplärren. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege. 
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen zu diesem 
Teilbereich vor. Daher schließe ich die Aussprache 
zum Teil a). 

Ich rufe auf: 

b) Heimat, Bauen und Wohnen 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner für die SPD-Fraktion dem Abgeordneten Be-
cker das Wort. Bitte schön. 

Andreas Becker (SPD): Vielen Dank. – Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Angesichts der 
knappen Zeit werde ich mich auf das konzentrieren, 
auf das es im Bereich Bauen und Wohnen ankommt: 
Was kommt am Ende dabei herum? 

Wir müssen feststellen: viel zu wenig. Wir müssen 
zur Halbzeit der Legislaturperiode feststellen, dass 
die Versorgung weiter Teile der Bevölkerung mit be-
zahlbarem Wohnraum nicht mehr gesichert ist. Ins-
besondere in den Hotspots besteht ein erheblicher 
Mangel an Mietwohnungen. Die Mietpreisspirale 
dreht sich dabei immer schneller in immer neue Hö-
hen. Unter Schwarz-Gelb sinkt die Zahl der neu ge-
bauten mietpreisgebundenen Wohnungen auf immer 
neue Rekordtiefen herab. 

Sie können es drehen und wenden, wie Sie wollen: 
Von 2016 bis 2018 gab es im geförderten Mietwoh-
nungsbau einen Rückgang von 34 %. Eine Trend-
wende ist auch nicht in Sicht, zeigen doch die Zahlen 
zum Mittelabruf zur Wohnraumförderung, dass die-
ser bis Ende Oktober im Vergleich zum Vorjahres-
zeitraum noch einmal um 20 % eingebrochen ist. 

Das ist Ihre Bilanz. Sie können noch so oft beschwö-
ren, dass Sie 1,1 Millionen Euro zur Verfügung stel-
len. 

(Zuruf von der CDU: Milliarden!) 

Es hilft nichts, wenn sie nicht abgerufen werden. Ent-
scheidend ist, was am Ende dabei herauskommt. 
Und das sind bei CDU und FDP weniger Wohnungen 
und höhere Mieten. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Entscheidend ist auch die Frage, welche Schlüsse 
Sie daraus ziehen. Da fällt Ihnen auch nichts Besse-
res ein, als zu sagen: Gut; wenn wir keine mietpreis-
gebundenen Wohnungen bauen können, dann för-
dern wir halt Eigentum. – Auch an dieser Stelle sei 
klar gesagt: Wir Sozialdemokraten haben nichts ge-
gen ein Eigenheim. Im Gegenteil: „Oma ihr klein 
Häuschen“ ist unsere Erfindung. 

(Beifall von Michael Hübner [SPD] – Heiterkeit 
von Regina Kopp-Herr [SPD]) 

Aber doch bitte keine Erhöhung dieser Mittel, wenn 
bezahlbarer Wohnraum massenhaft fehlt! 

(Zuruf von Stephen Paul [FDP]) 

Dann muss doch die Förderung auf den mietpreisge-
bundenen Wohnungsbau konzentriert werden. Bei 


	Nordrhein-Westfalen Plenarprotokoll 17/74

